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Wasserschutzgebiets für die Grundwasserfassungen des Zweckverbandes Lan-
deswasserversorgung in den Landkreisen Heidenheim und Aalen vom 
31.10.1967 (Wasserschutzgebiet Egautal) in der jeweils gültigen Fassung (LfU-
Nr. 135002). 

 
 Die genaue Abgrenzung der Wasserschutzzonen I und II des Wasserschutzgebiets 

Pfaffentäle ergibt sich aus der Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000 vom 
16.03.2015, sowie aus der Flurkarte im Maßstab 1: 5 000 vom 16.03.2015, in 
denen die Zone I rot und die Zone II gelb dargestellt sind. 

 
(5) Die Schutzgebietskarten sind Bestandteil dieser Verordnung. Die Verordnung  
 sowie die Schutzgebietskarten sind beim Landratsamt Ostalbkreis in 73479   
 Ellwangen, Sebastiansgraben 34 und beim Landratsamt Heidenheim in 89518 

Heidenheim, Felsenstraße 36 zur kostenlosen Einsicht durch jedermann, begin-
nend am Tag nach der Verkündung im Amtsblatt der Stadt Neresheim und im 
Amtsblatt der Gemeinde Nattheim während der Sprechzeiten niedergelegt. 

 Weitere Fertigungen liegen bei den Bürgermeisterämtern der Stadt Neresheim 
und  der Gemeinde Nattheim zur Einsichtnahme aus. 

 
 

§ 2 
Schutzbestimmungen der Schutzgebiets- 

und Ausgleichsverordnung 
 
(1) Im Wasserschutzgebiet gelten die Schutzbestimmungen der Schutzgebiets- und 

Ausgleichs-Verordnung  (SchALVO) vom 20. Februar 2001 in der jeweils gültigen 
Fassung. 

 
(2) Inhaltsgleiche oder weitergehende Anordnungen dieser Verordnung bleiben un-

berührt. 
 
 

§ 3 
Schutz des Fassungsbereichs 

(Zone I) 
 
(1) Die Zone I darf nur von den Eigentümern und den Nutzungsberechtigten der 

Grundstücke, von den Bediensteten des Zweckverbandes Härtsfeld-Albuch-
Wasserversorgung, der Wasserbehörden, des Regierungspräsidiums Freiburg, 
Abteilung 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau und der Gesund-
heitsbehörden sowie von denjenigen Personen, denen ein Betretungsrecht auf 
Grund sonstiger gesetzlicher Bestimmungen zusteht, betreten werden. Von Drit-
ten darf die Zone I nur mit Zustimmung des ZV Härtsfeld-Albuch-Wasser-
versorgung betreten werden. 

 
(2) In der Zone I sind neben den nach der Schutzgebiets- und Ausgleichs-

Verordnung (SchALVO) gestatteten Maßnahmen nur Maßnahmen der Wasser-
gewinnung oder Wasserversorgung zulässig. 
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(3) Der Fassungsbereich ist in der Regel einzuzäunen. Bei ausnahmsweisem Verzicht 
auf einen Zaun ist der Fassungsbereich auf andere Art kenntlich zu machen und 
gegen unbefugtes Betreten zu sichern. 

 
 

§ 4 
Schutz der engeren Schutzzone 

(Zone II) 
 
(1) Für die engere Schutzzone (Zone II) gelten die Regelungen in den §§ 5 bis 8. 
 
(2) In der engeren Schutzzone (Zone II) sind generell Maßnahmen nur zulässig, 

wenn eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige  
  Veränderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen ist; vgl. § 5 Abs.1  WHG 
 
 

§ 5 
Landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche 

und gartenbauliche Nutzung 
 
Neben den Schutzbestimmungen nach § 2 gelten folgende Regelungen: 
 
1. Anwendung von Düngemitteln, Pflanzenschutz- 

Mitteln und Biozidprodukten in oder unmittelbar 
an oberirdischen Gewässern 

verboten 

2. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und Bio-
zidprodukten mit Luftfahrzeugen 

verboten 

3. Lagern von Pflanzenschutzmitteln und Biozidpro-
dukten 

verboten 

4. Lagern von Handelsdünger, ausgenommen vo-
rübergehendes Lagern von Kalk 

verboten 

5. Errichten und Erweitern von Festmist- und Sila-
geanlagen sowie Anlagen zum Lagern von Jau-
che, Gülle und Gärsaft  

verboten 

6. Erdbecken verboten 

7. Lagern von Festmist und Siliergut verboten, ausgenommen Wickelballensilage 

8. Anlegen oder Erweitern von Drainage- und Vor-
flutgräben 

verboten 

9. Kettenschmieröle für Motorsägen zulässig sind nur biologisch schnell abbaubare  
(zB. mit dem Umweltzeichen „Blauer Engel ausgezeich-
nete) Kettenschmieröle  

10. Behandlung von Stammholz mit Pflanzenschutz-
mitteln 

zulässig nur bei dringendem Bedarf und bei günstigen 
Untergrundverhältnissen und in Absprache mit der 
unteren Wasserbehörde 

11.  Anlegen und Erweitern von Holznasslagerplätzen verboten 

12. Errichten und Erweitern von Gartenbaubetrieben 
und Kleingartenanlagen, gewerblichen Baum-
schulen und Anlagen für den Zierpflanzenbau 

verboten 

13. Weidehütten, Pferche, Standweiden, Melkstände, 
Viehtränken 

verboten auf den unter § 5 Ziffer 14 aufgeführten 
Grundstücken. Bei anderen Flächen darf die Beweidung 
nicht zu einer Zerstörung der Grasnarbe führen. Vieh-
tränken sind regelmäßig umzusetzen 

14. Aufbringen von Festmist   verboten auf den Grundstücken Flst. Nr.623/0, 624/0, 
625/0, 626/0 Gemarkung Neresheim               

15. Ausbringung von flüssigen Wirtschaftsdüngern 
tierischer Herkunft, Silagesickersäften und ähnli-
chen Stoffen incl. Gärresten 

verboten 
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§ 6 
Wassergefährdende Stoffe, Abwasser, Abfall 

 
Es gelten folgende Regelungen: 
 
1. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außer-

halb landwirtschaftlicher, gartenbaulicher und 
forstwirtschaftlicher Nutzung 

verboten 

2. Errichten und Erweitern von Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne 
von § 62 Abs. 1 WHG mit Ausnahme von § 6 Nr. 
13 

verboten 

3. Errichten und Erweitern von Rohrleitungsanlagen 
zum Befördern Wasser gefährdender Stoffe im 
Sinne von § 62 WHG 

verboten 

4. Errrichten und Erweitern von Umspannstationen  verboten 

5. Umgang mit radioaktiven Stoffen verboten 

6. Errichten und Erweitern von Abwasserbehand-
lungsanlagen 

verboten 

7. Bau und Betrieb von Abwasserkanälen und Lei-
tungen 

verboten 

8. Versickern oder Versenken von Abwasser verboten 
ausgenommen ist das  breitflächige Versickern des auf 
land- und forstwirtschaftlichen Wegen anfallende Nie-
derschlagswasser über belebte Bodenschichten 

9. Auffüllungen und Verwertung von Erdaushub verboten 

10. Wiedereinbau von Bodenmaterial aus dem Be-
reich einer Altlast oder eines Schadensfalls am 
Ort der Entnahme 

verboten 

11. Verwendung von teerhaltigem Straßenaufbruch 
und Bauschutt im Straßenbau 

verboten 

12. Verwenden von auswasch- oder auslaugbaren 
und wassergefährdenden Materialien beim Bau 
von Straßen und Wegen, Anlagen des Wasser-, 
Schienen- und Luftverkehrs und von Lärmschutz-
dämmen sowie für Aufschüttungen, soweit nicht 
von § 6 Nr. 9-11 erfasst 

verboten 

13. Errichten und Erweitern von Anlagen zur Entsor-
gung von Abfällen und Reststoffen 

verboten 
ausgenommen Anlagen zur Kompostierung im Haus-
garten 

 
 

§ 7 
Bauliche Nutzungen 

 
Es gelten folgende Regelungen: 
 
1. Baustelleneinrichtungen, Baustofflager und Woh-

nunterkünfte für Baustellenbeschäftigte 
verboten 

2. Errichten und Erweitern von sonstigen baulichen 
Anlagen 

verboten 

3. Ausweisung von Baugebieten verboten 

4. Neu-, Um- und Ausbau von Straßen  verboten 
 

5. Neu-, Um- und Ausbau von land- und forstwirt-
schaftlichen Wegen 

verboten 
ausgenommen die Befestigung von Rücke- und Ma-
schinenwegen, wenn dabei kein größerer Eingriff in 
den Bodenkörper erfolgt 

6. Errichten und wesentliches Erweitern von Sport-
plätzen 

verboten 

7. Errichten und Erweitern von Campingplätzen verboten 
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8. Anlegen und Erweitern von Friedhöfen verboten 

9. Errichten und Erweitern von Tunnel- und Stollen-
bauten sowie von Kavernen 

verboten 

10. Neu-, Um- und Ausbau von Gleisanlagen des 
schienengebundenen Verkehrs 

verboten 

11. Anlegen und Erweitern von Flugplätzen verboten 

 
 

§ 8 
Sonstige Nutzungen 

 
Es gelten folgende Regelungen: 

 
1. Maßnahmen, die eine wesentliche Verminderung 

der Grundwasserneubildung oder des nutzbaren 
Dargebots zu Folge haben, sowie Erschließen von 
Grundwasser 

verboten 

2. Errichten und Erweitern von Fischzuchtanlagen, 
Fischteichen oder Feuchtbiotopen 

verboten 

3. Oberirdisches Gewinnen von Steinen und Erden 
sowie sonstige Abgrabungen, Einschnitte und 
Erdaufschlüsse  

verboten 
ausgenommen Erdaufschlüsse und Bohrungen zur 
Altlastenerkundung und -sanierung 

4. Bohrungen zur Erschließung von Grundwasser für 
Grundwasserentnahmen 

verboten 

5. Bohrungen zur Durchführung behördlich ange-
ordneter Grundwassermessungen 

verboten 

6. Bohrungen zum Betrieb von Erdwärmesonden 
und Grundwasserwärmepumpen 

verboten 

7. Bohrungen zur Erkundung des Baugrunds verboten 

8. Sprengungen verboten 

9. Betreiben von Tontaubenschießanalagen verboten 

10. Durchführen von Manövern und Übungen der 
Streitkräfte und entsprechender Organisationen 

verboten 
ausgenommen sind Bewegungen zu Fuß, das Durch-
fahren mit Rad-Kraftfahrzeugen auf klassifizierten Stra-
ßen und das oberirdische Verlegen von leichtem Feld-
kabel 

11. Anlegen und Erweitern von Standort- und Trup-
penübungsplätzen 

verboten 

12. Volksfeste und sonstige Großveranstaltungen verboten 

13. Motorsportveranstaltungen verboten 

14 Aufstellen von Wohnwagen, Wohnmobilen, Zelt-
lager 

verboten 

15. Wärmepumpen, wie z.B. Grundwasserwärme-
pumpen, Oberflächenwasserwärmepumpen, 
Erdwärmesonden, Erdwärmekollektoren 

verboten 

16. Schmierstoffe im Bereich Verlustschmierung, 
Schalöle 

verboten 
zulässig sind nur biologisch schnell abbauende (mit 
dem Umweltzeichen „Blauer Engel“ ausgezeichnete) 
Schmierstoffe und Schalöle 

17. Verwendung von Pflanzenschutzschutzmitteln zur 
Gleisentkrautung 

zulässig nach Maßgabe der Pflanzenschutz-
Anwendungsverordnung (PflSchAnwV), in der jeweils 
gültigen Fassung 

 
 

§ 9 
Duldungspflichten der Eigentümer und Nutzungs- 

berechtigten von Grundstücken 
 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Wasser-
schutzgebiets sind verpflichtet zu dulden, dass Beauftragte des Antragstellers und der 
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staatlichen Behörden die Flurstücke zur Beobachtung des Wassers und des Bodens 
betreten, Beobachtungsstellen einrichten, amtliche Kennzeichen anbringen und die 
Fassungsbereiche umzäunen. 
 
 

§ 10 
Befreiung, Ausnahmen 

 
(1) Über Anträge auf Befreiung oder Ausnahme von den Regelungen dieser 

Rechtsverordnung entscheiden bei Vorhaben, welche auf das jeweilige Kreis-
gebiet beschränkt sind, das Landratsamt Ostalbkreis oder das Landratsamt 
Heidenheim eigenständig, jedoch nach vorheriger Absprache. 
Für kreisübergreifende Vorhaben wird im Einzelfall die zuständige Wasser-
behörde durch das Regierungspräsidium Stuttgart bestimmt. 

 
(2) Die nach Absatz 1 zuständige Wasserbehörde kann auf Antrag von den Verboten 

dieser Verordnung Befreiung erteilen, wenn 
 
 1. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfor-

dern oder 
 
 2. der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 
 
(3) Die nach Absatz 1 zuständige Wasserbehörde hat eine Befreiung zu erteilen, so-

weit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschränkungen des Eigentums erfor-
derlich ist und hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird.  

 
(4) Der Bundeswehr kann auf Antrag von der nach Absatz 1 zuständigen Wasserbe-

hörde Befreiung von den Verboten dieser Verordnung erteilt werden, soweit dies 
zur Landesverteidigung erforderlich und mit den Belangen des Wohls der Allge-
meinheit vereinbar ist. 

 
(5) Die Befreiung kann mit Bedingungen und Auflagen versehen und befristet wer-

den. Sie kann zurückgenommen werden oder nachträglich mit zusätzlichen An-
forderungen versehen oder weiteren Einschränkungen unterworfen werden, um 
das Grundwasser im Rahmen dieser Verordnung vor nachteiligen Veränderun-
gen seiner Eigenschaften zu schützen, die bei der Erteilung der Befreiung nicht 
voraussehbar waren. 

 
(6) Die Verbote der §§ 3 und 5 bis 8 gelten nicht für Maßnahmen des Wasserver-

sorgungsunternehmens, die der Wassergewinnung oder Wasserversorgung die-
nen. Solche Maßnahmen sind der nach Absatz 1 zuständigen Wasserbehörde 
rechtzeitig vor der Durchführung anzuzeigen. 

 
(7) Die Verbote der §§ 5 bis 8 gelten nicht für das Errichten und Betreiben von Anla-

gen, die bereits vor Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig zugelassen, er-
richtet oder betrieben wurden. Für den Betrieb rechtmäßig zugelassener Anlagen 
gilt dies nur dann, wenn der Betrieb innerhalb der Zulassung erfolgt. Die Berech-
tigung der nach Absatz 1 zuständigen Wasserbehörde, zum Schutz vor nachteili-
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gen Einwirkungen auf die öffentliche Wasserversorgung Auflagen, Bedingungen 
oder sonstige Anforderungen zu stellen, soweit das Wohl der Allgemeinheit dies 
erfordert, bleibt unberührt. 

 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 126 Abs. 1 Nr. 18 WG handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig: 
 
 1. einem Verbot nach §§ 3 und 5 bis 8 dieser Verordnung zuwiderhandelt, 
 
 2. einer vollziehbaren Auflage nach § 10 Abs. 5 zuwiderhandelt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 126 Abs. 2 WG mit einer Geldbuße bis zu 

100.000,00 Euro geahndet werden. 
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 
Verkündungshinweis: 
 
Nach § 97 Absatz 1 des Wassergesetzes (WG) in der jeweils gültigen Fassung ist eine 
Verletzung der in § 95 Absatz 2 bis 4 WG genannten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten nur beachtlich, wenn sie innerhalb eines Jahres nach Erlass der Rechtsverordnung 
schriftlich gegenüber dem Landratsamt Ostalbkreis, Stuttgarter Straße 41, 73430  
Aalen oder der Dienststelle Ellwangen, Sebastiansgraben 34, 73479 Ellwangen/Jagst 
geltend gemacht wird. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzu-
legen. 
 
 
 
 
Aalen, den 09.11.2016 Landratsamt Ostalbkreis 
 - Untere Wasserbehörde - 
 Az.: IV/43-690.41 Hi 
 
  gez.  
 
 Gabriele Seefried 
 - Erste Landesbeamtin - 


